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Vorbemerkung

Der Bundesminister für Forschung und Technorogie (BMFT)
hat mit Schreiben vom 2. November 1978 d.en Wissenschaftsrat
um eine stellungnahme zur Lage und zur möglichen Förderung
der außeruniversitären sozialforschung ohne Erwerbscharak-
ter gebeten und hierbei die folgenden Einrichtungen genannt:

- das rnstitut für sozialwissenschaftliche Forschung (rsF)
j-n München,

das soziologische Forschungsinsti-tut Göttingen (soFr),

- das rnsti.tut für sozialforschung (rfs) i-n Erankfurt,
- das Internationale fnstitut für Empirische Sozialökonomie

(INIFES) in Augsburg

sowj-e das seit 1974 von der Deutschen Forschungsgfemeinschaft
al-s Hilfseinrichtung geförderte

zenLrum für umfragren, Methoden und Analysen (zuMA) in
Mannheim.

I

rn der stellungnahme des wi-ssenschaftsrates sollten u.a.
- die Notwendigkeit einer Förderung außeruniversitärer Sozial-

forschungsinstitute geprüf t,
- die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit der Institute einge-

schätzt und

Krj-teri-en für eine mögliche Forschungsförderung entwickelt
werden.

Der wissenschaftsrat ist außerdem am 20. Februar 1979 von der
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs-
förderung (BLK) um eine gutachtliche stellungnahme zu dem

in der ZwischenzeiL giestellten intrag auf Aufnahme von zuMA
in die gemeinsame Förderung durch Bund und Länder gebeten
worden.
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Der wissenschaftsrat entspricht diesen Aufgaben mit den vor_
liegenden Empfehlungen, d.eren Ausarbeitung und Beratung von
der Überlegung geleitet wurd.en, daß einzel-ne Institute nur vor
dem Hintergrund einer allgemeinen Erörterung des Standes der
soziarwissenschaftrj-chen Forschung in der Bundesrepublik
Deutschland beurteilt werden können, in der Lagebeschreibung
und bej- den Förderungsvorschlägen ist daher auch auf die in den
Hochschulen betrlebene sozialforschung eingegangen worden.
Über die stellungnahme zu d.en außeruniversitären porschungs-
einrichtungen hinaus hat der lvissenschaftsrat versucht, Grund-
sätze für eine künftige Förderung der empi.rischen sozial-
forschung zu f ormul j-eren. \-

Zur Vorbereitung der vom BI,IFT erbetenen Stellunggahme
wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, in der sachverstän-
dige mitgewirkt haben, die dem wissenschaftsrat nicht ange-
hören- Die Arbeitsgruppe hat auch d.ie von der BLK gestellte
Frage geprüft, ob die voraussetzungen für eine Aufnahme
des zentrums für umfragen, Methoden und Anarysen in die
Blaue Liste erfülIt sind.

Die vorliegenden En.pfehluncen sincl nach Beratuncen ii Cer
Ii'issenschaftlichen Kom::rission und in der verr.:altunosl.:cnnission
von der Vollversanrnluno Ces iiissenschaftsrates am 23. Januar 19g\-
verabs chieCet vrord,en -
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Zur Lage der empirischen Sozialforschung in der
Bundesrepublik Deutschland

A. I Aufgaben und Entwicklung der sozialwissenschaftrichen
Forschung

I. 1. Gegenstand und Aufgaben

Gegenstand der sozialwissenschaftlichen Forschung ist der
gesellschaftliche Aspekt menschlichen Daseins. In einer Zeit
raschen sozialen lrlandels und wachsender verflechtung ge-
sellschaftlicher Teilbereiche wird es zunehmend wichtig,
gesellschaftliche Entwj.cklungstendenzen zu beobachten
und in ihren Bedingung€n, Verlaufsformen und Auswj_rkungen
zu analysieren.

Die Sozialwissenschaft dient so zunächst'dem Verständnis
des Menschen von sich selbst und seiner sozialen Urnwel-t;
damit schafft sie wichtige Wissensgrundlagen für die Be-
wältigung von Lebensproblemen und für die Gestaltung ge-
sellschaftlicher Beziehungen. Diese Funktion der Sozial-
wissenschaft gewinnt umso größere Bedeutung, je mehr
in der Diskussion und in der Vertretung von Interessen
wissenschaftliche Argumente an Gewicht gewinnen.

Gleiches gilt im Hinblick auf staatliches Handeln: Der
Anspruch, bei politischen Entscheidungen sowie legislatj_ven
und administrativen Maßnahmen deren soziale Voraussetzungen
und Konsequenzen zu berücksichtigen, wird zunehmend sowohl-

von den Betroffenen als auch von den Entscheidungsinstanzen
selbst erhoben. llinzu kommt, daß Sozialforschung i-n wachsen-
dem Maße die von Parlament und Regierung eingeleiteten Maß-

nahmen in ihrer Durchfüirrungsphase begleitet. Damit wächst ihr
eine ganz neue RolIe der Beratung unC Bewertung politischer
Praxis z!. Diesen Anforderungen vermögen die Sozial -
wissenschaften nur gerecht zu we4den, wenn sie sich
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vordringlichen problemen unabhängig von geserlschaft-
lichen. Gruppen und politischen rnstitutj_onen zuwenden und
sich mit ihren Forschungsergebnissen der wissenschaftl-ichen
Di-skussion ungehindert stellen können.

Der Bedarf an Forschungsergebnissen mit aktuerlem praxis-
bezug sowohl für die Diskussion gesellschaftsporitischer
Positionen ars auch zur vorbereitung politischer Entschei-
dungen ist seit dem Zweiten weltkrieg erheblich gestie-
geni es werden zunehmend rnformati_onen benötigt, die von der
amtlichen Statistik nur zu einem geringen Teil geliefert werden
können. Kurzfristig geplante Auftrags- und projektforschung,
die erst auf einen unter Problemdruck definlerten Bedarf der
Entscheidungsträger reagiert, kommt jedoch 1n der Regel
mit ihren Ergebnj-ssen für die Entscheidungssituation zu spät,
wenn sie nicht auf kontinuierliche theoretische und empirische
vorarbeiten in größeren Zusammenhängen zurückgreifen kann.

r. 2. Entwicklung und probleme der empirischen soziarfor-
schung

Ars Produkt einer vielschi-chtigen Entwicklung vor aI1em der
vergangienen zwei- Jahrhunderte hat sich die Sozialwissenschaft
aIs eigenes ütissenschaftsgebiet aus der philosophie und den
staatswissenschaften allmäh1ich herauskristallisi-ert und
glej-chzeitig aufgespalten j-n verschiedene lVissenschafts_
disziprinen wie soziologie, politikwissenschaft, sozial-an-
thropologie, sozialgeschichte und, in einem erweiterten si_nn,
auch wirtschaftswissenschaften. Moderne empirische Forschung
in diesen Bereichen entwickerte sich aus der Forderung, daß
die gedankriche Durchdringungi des Gesellschaftsgeschehens
nicht zu rein spekulativen ocer red.iglich plausiblen Aussagen
führen dürfe, sondern daß solche Theorie auf systematische
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Datenerhebung zu basieren und dadurch zu kontrollieren,
also empirisch z\t fundieren sei. Umgekehrt wurde zunehmend
erkannt, daß jede Datensammrung im Lichte einer Theorie be-
trieben und theoretisch verarbeitet werden sollte.

Trotz dieser Einsichten fanden sich nach dem Zweiten welt-
krieg beide Forschungsaspekte noch weitgehend unverbunden
nebenej-nander: soziographi-sch orientierte, vor alIem Daten
sammelnde Untersuchungen einersei-ts und j-ntuitiv-spekulative
Gesellschaftsdeutungen andererseits. In dem Bemühen um eine
systematische Verbindung beider Aspekte blieb die "Sozial-
wissenschaft" im engeren Sinne - mit dem Schwergewicht j_n

der Soziologie - hj-nter den Wirtschaftswj-ssenschaften zurück,
in denen d.ie empirische Forschung im Zusammenhang mit dem

Streben nach Konjunktursteuerung und. Krisenverni'eidung gewisse
Fortschritte machte, aber auch hinter der Sozialpsychologie,
soweit sie von d.er ganz and.eren Forschungssituation in der
allgemeinen Psychologie profitierte, in der empirische, ins-
besondere experimentelle Methoden von vornherej-n anerkannt
waren.

Nach dem katastrophalen Einbruch während des Nationalsozialis-
mus und seinen anhaltenden Folgewirkungen ist die So-
zialforschung in der Bundesrepublik Deutschland nicht nur
durch den zunehmenden öffentlichen Bedarf an politisch
relevanten Informatlonen vorangetrieben worden; sie wurde
auch gefördert durch die wachsende Anerkennung der Bedeutung
gesellschaftlicher Zusammenhänge. An den Hochschulen erfuh-
ren die Sozialwissenschaften durch die Einrichtung neuer
Lehrstühle und ihre verbesserte Ausstattung mit Personal-
stellen und Sachmitteln eine erhebliche und stetige Expansj-on,
die den verstärkt-en Ausbau auch der empirisch verfahrenden
Fachrichtungen mit sich brachte. fnnerhalb, am Rande und
außerhalb der Hochschulen wuroe eine Reihe von sozialwissen-
schaftlichen Forschungsinstituten gegründet. später wurden
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über mehrere Jahre laufende Forschungsprogramme eingerichtet
(2.8. die DFG-schwerpunktprogramme zur Demographie und zur
rndustrie-, Betriebs- und organisatj-onssoziologie, das DFG-
Sonderförderungsprogralnm für die Empi-rische Sozialforschung,,
die sozialwissenschaftlichen Teile des programms zur Erfor-
schung von Problemen der Humanisierung der Arbeit).

Trotzdem bestehende Diskrepanzen zwischen dem Bedarf
an empirischer sozialforschung und der Leistungsfähigkeit
der entsprechenden Forschungseinrichtungen haben verschie-
dene ursachen. so wurd.en mit d.er Neubegründung nach dem
Zweiten Weltkrieg und der Einrichtung neuer Fachvertretungen" *
an den Hochschulen Aufbauleistungen erforderlich, die einen
großen Teil der Arbeitskraft der Wissenschaftler in Anspruch
nahmen. Die rasche Expansion der sozi-älwj-ssenschäftlichen
Disziplinen an den Hochschulen zwischen 1 9Go und 1g7o -
allein im Fach soziologie stieg d.j-e Zahl der universitäts-
lehrstühle in dieser Zej-L von 25 auf 69 und einschließIich der
Pädagogischen Hochschulen wuchs das planmäßige wissenschaftli-
che Personar von 15o auf 9oo stellen - war zunächst nicht von
einem entsprechenden Wachstum der Forschungsleistungen begleitet.

Der anfangs kaum vertretenen und methodisch nur schwach ent-
wickelten empirischen sozialforschungr wurde von seiten der \,
dominierenden hj-storisch-philosophischen schulen mit skepsis
und Abwehr begegnet.. rhre Entwickrung wurde weiterhin ver-
zögert durch die im Zusammenhang mit den studentenunruhen
geführten Auseinandersetzungen, die das vergreichsweise junge
und wenig konsorrdierte Fach nachhalti-g. trafen. Erst j-n den
TOer Jahren sind. verstärkte Bemühungen festzustellen, den Rück-
stand der deutschen Sozialforschung -in der Rezeption methodolo-
gischer Entwicklungen und neuerer Forschungstechniken aufzuholen.

Die nachfolgenden überlegungen gelten innerhalb des spektrums
empirischer sozialforschung einem Typ, der für die Erfassung
und Analyse größerer Datenmengen bdsonderer infrastrukturel-
ler Ressourcen bedarf.
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A. rr- voraussetzungen für empirische sozialforschung
innerhalb und außerhalb der Hochschul.rl )

fI. 1. Allgemeine Gesichtspunkte

Möglichkeiten und Entwicklungsstand einer theoretisch
und empirisch fundierten sozialforschung: werden durch
die besonderen Gegebenheiten bestimmt, die sich für wissen_
schaften. stellen, die mit gesellschaftlichen problemen befaßt
sind' Der Forschungsgegenstand ist. kulturspezifisch unterschied-
lich ausgeprägt und in ständigem lrlandel begriffen. Zw-i_
schen Forscher und Forschungsobjekt besteht ei_ne besondere
!{echserwirkung, weil der Forscher in vielen Eär1en Teir der
Gesellschaft ist, die er untersucht. Aufgewiesene Regelmäßig_
keiten in der Geserlschaft können sich dadurch veränd.ern,
daß si-e bewußt gemacht werden. Forschung arbeitet ständig
im spannungsfelo zv,,ischen den Dimensionen des real Gegebenen
und der darüber bestehenCen Vorstellungen.

rn der Forschung auf diesem Gebiet sind häufig größere pro-
jekte zu bearbeiten, dj-e besondere Anforderung:en stellen.
Dabei setzt der sozialwi-ssenschaftliche Forschungsprozeß in
vi-elen Fä11en spezif ische Bec.ingungen voraus, die sich aus
den empiri-schen Verfahrensweisen und insbescndere aus d,eren
Anwendung auf gesellschaftliche Bezi-ehungszusanimenhänge er-
geben:

- Für zahlreiche Fragestellung:en sind Repräsentativerhebun_
gen notwendig, die sich über ein ganzes Land erstrecken
und z.T. in regelmäßigen Abständen wiederholt werden müssen,

'um Entwicklungstend,enzen aufzudecken. (Beispiel: zur unter-
suchung des generati-ven verhartens müssen repräsentativ

1) Vgl- zu diesem Abschnitt die "Empfehlungen zor Förderung dersozialrvissenschaftlichen Forschung" der Deutschen Gese_Llschaft
f ür sozioroc;rie von 197 3, die Ergebnisse cer Enqu6 te ', zur Laqeder sozj-ologischen Forschung in cer Bundesreprntlt,' ,rä.,- 1;;i",Cie Vorschlä9e <ier senatshor,nission für Ernpiiische sozialfcr-schung der Dcutschen Forschungsgemeinschaft von 1975 unc 6asGutachten ier liommi-ssion fiir r,ri rr-cnir=ftlichen unC sozialenlJandel von 1977
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ausgewähIte Angehörige verschiedöner Altersgruppen, g€-
gliedert nach Beruf , Ialohnortgröße, Region u.a.m., in be-
stj-mmten Zeitabständen immer wieder interviewt werden. )

Forschungen solcher Art sind besonders personalj-ntensiv
und machen beim Forschungspersonal neben spezifischen
Kenntnissen der verschiedenen Phasen des Forschungspro-
zesses und der Anwendung komplizierter.Methoden in vielen
FäIIen auch "Felderfahrungen" erforderlicü, die nur in
langjähriger Forschungsarbeit gewonnen werden können. Da-
durch wird eine zumindest mittelfristige Verweildauer von
Forschern in bestj-mmten Bereichen erforderlich. (Beispiel:
Um die Auswirkungen neuer Techniken oder Organlsationsformen
am Arbeitsplatz zu analysieren, sind genaue Kenntnisse
d:r "Arbeitswelt" des untersuchten Gegenstandsbereichs
notwendig. )

Der Forschungsprozeß macht die kontinuierliche Sammlung,

Aufberej-tung und Bereitsteltung'von Daten und dazu eine
maschinelle Infrastruktur erforderlich (Dokumentation,

technische Hilfsmittel für Datenverarbeitung) -'

Sozi-alforschung benötigt immer stärker eine "betriebsmäßige"
Organisation zur Abwicklung größerer Projekte. (Beispi-el:
Um für eine repräsentative Erhebung die Stichproben zu

bilden, die Feldforschung zu überwachen und aJ.Ie Vorarbei-
ten für eine maschinelle Aufbereitung von Daten zu erl-e-
digen, sind umfangreiche (verwaltungs-) technische Arbeiten
zu bewältigen. )

Sozialforschung erfordert in erheblichem Ausmaß intertliszi-
plinäre Orientierung, da sich in gesellschaftlichen Ereig-
nissen soziologische, ökonornischer pslchologische, juristische
und weitere Aspekte in enger Verbindung finden und eine ein-
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seitige Perspektive problemati-sche Pehrsichten begünsti-gt.
(Beispiel: Um die Auswirkungen der Neuregelung des Ehe-
scheidungsrechts zu analysieren, müssen Juristen, Wirtschafts-
wi-ssenschaftler, Psychologen und Soziologen zusammenarbeiten. )

Die Voraussetzungen zur Bewältigung dieser Erfordernisse sind
sowohl i-nnerhalb der Hochschulen wie auch an den außeruniver-
sitären Sozialforschungsinstituten nur in unterschiedlichem
Maße und insofern insgesamt unzurej-chend erfüllt.

II. 2. Forschung in den Hochschulen

Nur an wenigen universitäten ist die ernpirische sozialfor-
schung bisher durch hinreichende personelle und thematische
Kontinuität gekennzeichnet :

,\

- Obwohl befristete Arbeitsverhältnisse für wissenschaftliche
Mitarbei-ter im Prinzip wünschenswert sind, wird die Entste-
hung längerfristiger kontinuierlicher Forschung auf bestimmten
Gebieten dadurch behindert, daß die verfügbaren sterren für
wissenschaftliche Mitarbeiter meist eine personelle Ab1ösung
nach längstens fünf oder sechs Jahren erfordern. Diese span-
ne ist aber zu kurz; um die notwendige Akkumuration Erfah-
rungen sowie von Kontakten zu und Vertrautheit mit bestj-mm-
ten Porschungsbereichen zu gewlnnen.

rm Hinblick auf die gegebene personalausstattung der Hoch-
schulen ist für die meisten Forschungsprojekte die Ein-
werbung von Drittmitteln für per.sonal notwendig. Da Dritt-
mittel projektgebunden und oft nur für eng begrenzte Zeit-
räume verfügbar sind, fä11t es häufig schwerr eualifizier-
tere Mitarbeiter zu gewinnen oder zw harten. Diese schwi-erig-
keit ist wegen der für viele projekte erforderlichen Ferd-
kenntnis der Mitarbeiter in der sozialforschung besonders
gravierend.
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Pür die Durchführung längerfristiger und kontinuierlicher
Porschung fehlen j-n vielen FäI1en die betriebsmäßigen
voraussetzungen. Abgesehen von den sonderforschungsberej--
chen werden sie von den Forschungsförderungsinstitutj-onen
meist nicht mit bereitgestellt.

Insgesamt findet in den Hochschulen empirische Sozj-alforschung,
mit Ausnahme der Sonderforschungsbereiche und einzelner For-
schergruppen, meist in Form von unkoordinierten Einzelprojek-
ten statt. sie gestattet nicht die Entwicklung von wissen-
schaftlichen "Nährböd€rr", das heißt von Potentialen von Perso-
nen und rnformationen, auf deren Grundlage kontinuierliche
Forschung für bestimmte Bereiche betrj-eben werden kann. All-er-
dings können auch di-e Sonderforschungsbereiche - h/enn die Fünf-
jahresgrenze der Beschäftigung auf sj-e angewandt wird - in
schwierigkeiten kommen, die befürchten lassen,adaß auch sie den
Bedarf der empj-rj-sch orientierten Sozialwj-ssenschaft an kontj--
nuierlicher Forschung der oben skj-zzierten Art nicht grundsäLz-
lich zu befriedigen in der Lage sind.

ff. 3. Forschung außerhalb der Hochschulen

a) Motive für die Gründung von außeruniversj-tären fnstituten
\/

Abgesehen von ZUMA erfolqte die Gründung der hier zu betrachten-
den außeruniversi tären soz ialwissenschaftlichen Forschungs institu-
te in der Regel durch Wissenschaftler, dle an kontinuierlicher
empirischer Forschung auf bestimmten Gebieten interessiert braren
und dazu keine hinreichenden Möglichkeiten an der Unj-versj-tät
sahen. Der Gründung und dem Ausbau außeruniversitärer Insti-
tute kam der Bedarf an an\^/endungsbezogener Forschung entge-
9€D, der sich in einer großen Zahl von projektausschreibun-
gen meist öffentlicher Auftraggeber äußerte.
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Die rnstitute wurden in der Nähe zur universität er-
richtet. Auf diese weise konnte für Forschungszwecke auf
Diplomanden und studenten zurückgegriffen werden. Das rn-
sti-tut war von dem Klima und den Verhärtnissen an der Hoch-
schule rerativ unabhängig; es unterlag nicht den Gremien-
entscheidungen der universität. Dazu kam mitunter ein mate-
rj-el1er Anrej-2, zumindest die Freiheit, Verwaltung und Bud-
get selbst handhaben zu können. Neben der Möglichkeit, ej-nen
bestimmten rnfrastrukturbedarf am eigenen Tnstitut zu befrie-
digen, ergab sich a1s wesentlicher unterschied zur Forschung
in den Hochschuren, daß das personal ausschließrich für For-
schungsaufgaben eingesetzt werden konnte.

b) Probleme der außeruniversitären Sozialforschung

soweit die rnstitute weitgehend von der projektfinanzierung
abhängig bl-ieben, führte das dazu, daß auch außerhalb der
Hochschulen wesentliche voraussetzungen für die empirische
Sozialforschung nicht ausreichend gegeben sind:

Wegen der unzureichenden Dauer der Finanzierung ist eine
mittelfristige Forschungsplanung aIs Voraussetzung für
die Entwicklung methodischer Fertigkeiten und eine engere
Vertrautheit mit den bearbeiteten Forschungsfeldern kaum

mö91ich.

Die Abhängigkeit von den meist an kurzfristigen Ergebnis-
sen interessierten Auftraggebern und forschungsfördernden
Instanzen erschwert eine systematische, kontinulerliche
empirische Forschung. Der Zwang, laufend praktisch ver-
wertbare Ergebnisse erbringen zu müssen, kann dazu ver-
leiten, daß die Grundlagenforschung vernachlässigt und oft
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gänzlich abgeschnitten wird. Auch auf den Hauptarbeits-
gebieten eines rnstituts können daher die theoretischen
und methodischen Grundlagen der empirischen projekte
kaum weiterentwickelt werd,en.

Durch die unsicherheiten der projektförderung droht dle
Gefahr, daß forschungserfahrene- Kräfte abwandern.

Die rerativ geringe zahr an Dauerstellen verhindert, daß wis-
senschaftler, nachdem sie eingearbei-tet sind, die qewonnenen
Forschungserfahrungen für die Vorhaben des rnstituts nutzbar
machen können. Die Möglichkelt, das personal über die Fünf-
jahresfri-st hinaus zu beschäftigen, wird zunehmend für
schwierig gehalten.

Den lriitarbeitern i.n den außeruniversitären sozialfor-
schungsinstituten droht die Gefahr der rsolierung vom
akademlschen Karrieresystem .

Die Forschungsgualifikation neu eingestellter Hochschulab-
sorventen reicht zunächst nicht aus, um den Anforderungien
der Forschungspraxis, für die häufig auch technisch-appara-
tive Kenntnisse notwendig sind t zu genügen; ihre Weiterent-
wicklung durch die Forschungsinstltute selbst sterlt eine
erhebliche Anforderung dar.
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A- III. Zur wissenschaftlichen Arbeit der einzelnen Einrichtungen

Der Wissenschaftsrat hat sich in einem Anhörungsverfahren mit
'den fünf vom BMFT genannten soziarforschungsinstituten be-
faßt und zur Einschätzung ihrer wj-ssenschaftlichen Arbeit
Gutachten von sachverständigen eingeholt. Danach kommt der
I{issenschaftsrat zu der folgend.en Darstellung und Beurteilung
dieser Einrichtungien.

fff. 1. fnstitut für Sozialwissenschaftliche Forschung, München

Das rnstitut für sozialwissenschaftliche Forschung (rsF) in
München entstand Anfang 'l 965 a1s ein eingetrasener verein
mit dem Zweck, sozialwissenschaftliche Kenntnisse zu vertie-'
fen und zu verbreiten und dazu sozialwissenschaftliche For-
schungen d.urchzuführen. fn seinen Arbeiten konzentriert sich

-das rnstitut auf das Gebiet der rndustriesoziologie mit be-
sonderem Akzent auf der Soziologie des industriellen Betriebs.

Mitglieder des Vereins sj-nd. SozialwissenschaftLer, die zum Teil
ars ständige oder freie Mitarbeiter des rnstituts tätiE sind.
Mitglieder der fnstitutsleitung und Mitarbeiter des Instituts
bilden den Vorstand. Das rnstitut wird von zwei Forschungs-
direktoren grereitet, von denen einer zugleich vorsitzender
des vereins, der andere geschäftsführend.er Direktor ist. Am

fnstitut sind ca. 20 Wissenschaftler mj-t soziologischer oder
wirtschaf tsvllssenschaftlicher Ausbi_Idung, zum TeiI in Form
einer Doppelqualifikation (auch j,n Verbindung mit z.B. Rechts-
oder rngenieurwissenschaften) beschäftigt. Das rnstitut ist
in vier Forschungsteams eingeteilt, in denen jeweils vier
bis fünf Wissenschaftler unter langfristig anoelegten Arbeits-
perspektiven zusammenarbeiten. Die beiden Direktoren rvirken
an jeweils zvtei Forschungsschwerpunkten aktiv mit.
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Seit 1.1.1973 ist das fSE als einer von drei Arbeitsbe-
reichen (Arbeitsbereich C) am SonderforschungsbereJ-ch 101

der Universität München "Theoretische Grundlagen sozj-al-
wj-ssenschaftlicher Berufs- und Arbeitskräfteforschung" be-
teiligt. Bestrebungen, das Institut enger mit einer Hoch-
schule zu verbinden, sind bisher ohne Erfolg gebli-eben.

Das fnstitut wird bei einem Haushaltsvolumen von über
2 lilio Dl{ zu annähernd gleichen Teilen aus Mitteln der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (insbesondere im Rahmen des
sFB 1.01 ) unidurch Forschungsaufträge öffentl-icher stellen
(insbesondere BMFT, BMA, BMBW) finanziert. Die im zusammenhang
mit der Bearbej-tung von Projekten des sFB 1o1 dem rnstitut
zufließenden Mittel werden durch eine Fehlbedarfsfinanzierung
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterrichi und Kultus
ergänzt (Anteil an der Gesamtfinanzi_erung etwa 3g).

sämtliche Mj-tter des rsF sind projektgebund.en und. zeitlich
begrenzt. Allerdings ist es dem rnstitut durch die Mittel des
sonderforschungsberej-chs möglich, neben empirischen, anwen-
dungsbezogenen untersuchungen auch längerfrj-stige theoreti-
sche Grundlagenforschung durchzuführen. Das ISF versucht,
die theoretisch-konzeptuelle Arbeit mit den empirischen un-
tersuchungen zu verbinden, und konzentriert sich auf
die folgenden inhartlich aufeinander bezogenen schwerpunkte:

Betri-eb und technischer Fortschritt
Betrieb, Arbeitskraft und öffentliche fnterventionen

Bildunq und Arbeit

- Arbeitsmarkt und betrieblj-che Beschäftigungspolitik

rn seinen Forschungsarbeiten ist das rsF bestrebt, die Tradi-
tion der deutschen Industrj-esozioloqie einerseits theoretisch
zu vertiefen, andererseits durch Aufclreifen aktueller gesell-
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schaftlicher Probleme zu erweitern. Dabei sollen systematisch
die Grenzen zwischen der Industriesozj-ologie und benachbarten
Fachrichtungen überschritten und in einem interdisziplinären
Ansatz verbindungen beispielsweise zur Bildungsforschung,
Arbeitsmarktf orschung, soziarpolitik, vervraltungsforschung,
Mikroökonomik und Arbeitsvrissenschaft hergestellt werden.

Diesen zielen sind die Forschungen des rsF gerecht geworden.
Die Arbeiten des rnstituts sind durch einen Ansatz gekenn-
zeichnet, in dessen Mittelpunkt die Konzeption des Betriebs
als eines offenen systems steht.Das system I'Betrieb" versucht,
mit Hilfe verschied.ener Strategien eine möglichst vorteilhaf-
te Position gegenüber seiner Umwelt zu erreichen, d.h. gegen-
über den Gegenstrategien, die von den rnteraktionspartnern
des Betri-ebs auf den verschiedenen lrlärkten verfolgt werden.
Dieser Ansatz, den das Institut Anfang der TOer Jahre
entwickelt hat, hat Anregungen aus der allgemeinen soziologie
und der angelsächsischen Organisationstheorie aufgenommen und
der deutschen fndustriesoziologie ein ausgewogenes Sozialmo-
deII des Betriebs zur Verf ügung gestellt, das sich j-n der An-
wendung bewährt hat,.

Mit der Einführung des segmentationsdenkens in die deutsche
Arbeitsmarkttheorie, vor a1lem mit der Dj_fferenzierung von
internen und externen Arbeitsmärkten, hat das Institut die
empirische Auseinandersetzung mit Entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt maßgeblich beeinflußt. Mit Hilfe dieser perspekti-
ve sind neue Beobachtungen und Ej-nschätzungen des betriebli-
chen Arbeitskräfteeinsatzes, der Entwicklung beruflicher eua-
lifikationen sowie der l{öglichkeiten und Grenzen staatlicher
Beeinflussung der Arbeitsmarktrage gewonnen worden. Konzeptio-
nel1e Anregungen hat das rsF auch für untersuchungen des ver-
hältnisses von Bildungs- und Beschäftigungssystem gegeben,
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j-ndem es ej-nerseits auf die Interessengebundenheit betriebli-
cher Quallfizierungsmaßnahmen und andererseits auf die Bedeu-
tung "öffentricher rnterventionen" hingevriesen hat. Zu den
hiermit angesprochenen Themenkreisen wurden zahrreiche empi-
rische Arbeiten vorgelegt.

Mlt anderen rnstituten und Forschergruppen steht das rnstitut
in vielfältigen Arbeitsbeziehungen. Die Auslandskontakte, ins-
besondere zu hiissenschaftlern i.n Frankreich und ftalien, aber
auch in den vereinigten staaten, haben in gemeinsamen projek-
ten mit vergreichender orientierung Nlederschlag gefunden.

Gezj-e1te Anstrengungen erscheinen wünschenswert, um die ana-
lytische Auswertung empirischer Arbeiten zu verbessern, die
unter dem Druck der zweckgebundenen projektfinanzierung mit-
unter nur verkürzt vorgenommen vrird. Dieser Mangel kann d.urch
dle Beteiligung des rnstituts am Sonderforschungsbereich 101
und durch besondere Bemühungen um wissenschaftliche Unabhän-
gigkeit bei wechselnden Auftragsprojekten nur unvollkommen
wettgemacht werden. Das rsF hat in der vergangenheit seine
Eignung zur Grundlagenarbeit vlelfach unter Beweis gestellt;
es steht ihm aber bisher kej-ne sockelfinanzlerung zur verfü-
gung, aus der es nach eigener Entscheidung Forschung treiben
könnte. Dies wirkt sich auch deswegen nachteilig
aus, weir di-e Deutsche Forschungsgemeinschaft als einer der
wichtigsten Geldgeber des Instituts ihre Mltte1 grundsätzlich
nur als Ergänzungsausstattung vergeben darf, das rsr. jedoch
die dafür a1s Voraussetzung notwendige Grundausstattung nicht
aufweisen kann. Hinzu kommt, daß sonderforschungsbereiche
grundsätzlich zeitlich befristet sind.
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Das fnstitut nimmt in seinem Fach eine wichtige Position
ein. Seine Forschungsarbeiten haben insgesamt ej-ne positive
Beurteilung gefunden. Die Finanzierung -einer Grundausstat-
tung würd.e die Arbeitsfähigkeit des ISF dauerhaft sichern
und ihm eine 1ängerfrj-stige Arbeit.splanung und intensi-
vere Grundlagenforschung ermöglichen.

rrr. 2- soziologi-sches Forschungsinstitut Göttingen

Das soziologische Fcrschungsinstitut Göttingen (soFr) vrurd.e
1968 von Ansehörj-gen des soziologrischen serninars der unj--
versitä-t Göttingen j-n der Rechtsform ej.nes gemeinnützigen
Vereins gegründet. trlach der satzung dient das rnstitut der
Förderung und ourcüführung von Forschungsaufgaben _.in
der theoretischen und empirischen' sozialforschung; im Rahmen
seiner Eorschungsarbe'i t trägt es zur Ausbildung von studen-

,ten und wissenschaftlichen Nachwuchskräften bei.

Das Forschungsprogramm des soFr konzentriert sich auf d.ie
sozialwissenschaftliche Anaryse des ökonomisch-technischen
Wandels in seinen betri-eblichen und außerbetrieblichen Ver-
laufsforrnen und seiner Verarbeitung durch unterschiedliche
Gruppen von Beschäftigten. Dabei sind folgende thernatische
Schwerpunkte behandelt worden:

- Veränderung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Beschäf-
tigten infolge des ökonomisch-technischen tnlandels

Qualifikationsentwicklung und Berufsbildung

- wahrnehmung von und Reaktionen der Beschäftigten auf verän-
derungren industrieller Arbeitsvollzüge

- Probleme der Hurnanisierung der Arbeit und der Möglichkeiten
ihrer Durchsetzungf

1
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I'litglieder des \iereins sind a1le }{itarbeiter des rnstituts
sowie weitere tr{issenschaf trer, die rni-t dem rnstitut eng
zusanmenarbei-ten. Mit stand vor,:l 1.4..1979 sind beim rnstitut
22 hauptamtliche wissenschaftliche und 6 nichtwissenschaft-
liche l!{itarbeiter tätig. Die t{itgliederversarTrmtung ist das
zentrale Entschei-dungsgrerni-unn des rnstituts. Die rnstituts-
leitung liegt bei einem mit mindestens zwei (gegenwärtig
drei) Itlitgliedern besetzten Direktorium (darunter ein haupt-
ar,tl-ich tätiger Direktor) . Vornehmlich Repräsentationsfunk_
tionen erfüllt das aus zwei Mitgliedern bestehende präsidium,
das auch den vorsitz des wissenschaftlichen Beirats führtr \z
der die Porschungsarbeit des rnstituts unterstützt.

Das rnstitut erhält. seit 1972 einen Flnanzierungszuschuß
des Landes ltriedersachsen, der bis 1g77 aus dem Niedersächsi-
schen "vorab" der vw-stiftung erfolgte und seit igla im
Landeshaushalt ausgrevri-esen ist. Diese Grundfinanzierung be-
trug bis 1976 DM 600.000; sie beläuft sich nach den Wirt_
schaftsplänen für 1979 und 19go auf jeweirs DM 4oo.ooo. Der
Rest des Haushaltsvolumens von knapp 2 ro Mio Dl.{ vrird durch
Einnahmen für Forschungsprojekte gedeckt, clie von der DFG
geförCert ooer von Bund.esrninisterien (insbesondere BMBW und
BMET) in Auftrag gegeben werCen.

Das rnstitut steht i-n enger Bezi-ehung zum soziologischen
seminar der universität Göttingen. Die präsidenten und
ein Direktor sind im Hauptamt Hochschullehrer an der
uni-versität. Mitarbei-ter des rnsti-tuts nehmen Lehraufträge
wahr; durch die Mitarbeit an einzelnen projekten und durch
Hilfsdienste für das rnstitut besteht für studdnten der uni-
versität Gelegenheit, Prakti-sche Erf ahrungren in der Anr.rendung
empirischer Methoden zu sammeln.

Die Forschungsarbeiten des soFr haben sich bisher vor arl_em
auf die rnc'.ustrie- und BildunEssoziologie sowie die Regionar-
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und Stadtplanung konzentriert. Kennzeichnend für die Ar-
beitsweise des Instituts war dabej- von Anfang an ein breit
angelegtes empirisches Vorgehen, das nicht nur eine Ver-
klammerung verschiedener soziologischer Teildisziplinen
(wie Industrie-, Arbeits-, Bildungs- und Regionalsoziolo-
gie), sondern auch eine interdj-sziplinäre Integration sozio-
logJ-scher mit ökonomischen, ingenieurwissenschaftlichen und

psychologischen Fragestellungen ermöglicht.

Die Forschungsprojekte des SOFI befassen sich häufig mit
sozialpolitisch aktuellen Problemstellungen. In der Ver-
gangenheit ist teilweise auf Kritik gestoßen, daß dabei
auch vorwissenschaftliche rnterpretationen eine Rolle spier-
ten, durch die freilich der Diskurs innerhalb der Industrie-
soziologie sowie zwischen Forschung und Praxis belebt wurde.

Heute wj-rd dem Institut beseheinigt, daß seine Untersuchungen in
der Durchführung von dem Bestrehren getragen sind, möglichst ein-
gehend und objektivierend die Sachlage zu klären, bevor eine
eigene Interpretation gegeben wird, und daß die Verfasser je-
weils ihre Erkenntnisi-nteressen und die Maßstä.be ihrer werten-
den Interpretationen offenlegen und sich der Krltik stel-
len.

Zu den anerkannten Leistungen des SOFI gehört die breite An-

wendung der Vielfa1t empirischer Methoden und deren Fortent-
wicklung. Fast jeder Forschungsbericht enthält eine umfas-
sende Datensammlunq und -aufbereitung und schafft somit die
Vorausselzung für eine versachlichende Argumentation. Auf
dieser Grundlage hat das SOFI eine Reihe wichtiger Veröffent-
llchungen herausgebracht. Sej-ne Arbeiten über den Zusammen-

hang von technischer Entwicklung und Arbeitsqualifikation
gelten als Pionierleistung und haben i-nternational Beachtung
gefunden.

1
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Die wissenschaftriche Tätigkeit des soFr ist ein Beispiel
für gesellschaftspori-tisch engagierte angewandte sozi-alfor-
schung, die sich nicht auf die sammlung von Fakten beschränkt
sondern die Erkenntnj-s- und Anwendungsinteressen akzentuiert.
Es mag a1s wagnis erscheinen, die Analyse-, Kontroll- und
Aufklärungsfunkti.onen der sozialforschung so nahe an die ge-
sellschaftsporitischen spannungsfelder heranzutragen. Das
soFr zeigt jedoch, daß es dabei einen auch wissenschaftlich
vertretbaren weg gibt, wenn die Ergebnisse.nicht zur Dogmen-
bildung di-enen, sondern zu einer diskursiven Auseinander-
setzung führen. Die soziarwissenschaftliche Forschung in der
Bundesrepublik Deutschland ist durch das soFr bereichert, die
sozialpolitische praxis vielfältig angeregt worden.

Iff. 3. Institut für Sozialforschung, Frankfurt

Das rnstitut für sozialforschung an der Johann wolfgang
Goethe -.uni.versität Frankfurt am l{ai-n wurde 1g23 aus
Mitteln privater stifter e::ri-chtet; 1933 von d,er national-
sozialistischen Regierung geschlossen, setzte es voreehmlich
in den vereinigten staaten von Amerika seine Tätigkeit in
zusammenarbeit mit universitäten fort. 1g5o begründeten Max
Horkheimer und Theodor w. Adorno nach Rückkehr aus der Emi-
gration das rnstitut erneut i-n Frankfurt. Verantwortlicher
Träger ist seit 1951 eine stiftung, d.eren vorstand sich aus
vertretern des Landes Hessen, der starLt Frankfurt, der Frank-
furter univ.ersität, der Mitarbeiter des rnstituts, den.Direk-
toren sovrie aus weiteren kooptierten Mitgl-iedern zusanrmen-
setzt. Das rnstj-tut wird von einem rnstitutsrat geleitet,
dem die (gegenwärtig drei) Direktoren und eine gleiche Anzahl
von Vertretern der Mitarbeiter ang,ehören.
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Aufgabe des rnstituts ist €sr durch Förderung von Forschung
und Lehre, durch Planung und Durchführung von Forschungspro-
je);ten sowie durch andere geeignete Mittel der Entwicklung
der sozialforschung zu dj-enen. Die Arbeiten des rnstituts
werden durch Zuschüsse des Landes Hessen und der Stadt Frank-
furt sowie aus projektgebundenen Drittmitteln finanziert.
Die Zuschüsse von Land und stadt betragen gegenwärtig jeweils
rund DM 5oo.ooo. rm Jahr 1979 wurd.en von der stiftung volks-
wagenwerk, vom BMFT und vom BMBW projekte im umfang von knapp
DM 570-OoO finanziert. Zusätzlich zu diesen im rnstitutshaus-
halt ausgewiesenen Mitteln wurden im glelchen Jahr von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft über die Direktoren des
rnstituts Forschungsmitter in Höhe von über 1 Mio DM zux
verfügung gesteIIt. Darnit betrug der Anteir der -Drittmittel-
insgesamt 658 (durchschnittlich 6o B in den drei vorangegan-
genen Jahren). 1979 vraren 25 wissenschaftliche und 13 nicht-
wissenschaftriche ltitarbeiter am rnstitut beschäftigt.

Das rnstitut hat sich seit seiner Gründung die Aufgabe ge-
ste11t, durch eine verbindung der vorwiegend theoretisch
orientierten älteren europäischen soziologj-e mit den Techniken
empirischer f'orschung die Sozialwissenschaften z\t fördern.
Es hat sich auch zum ziel geset,zt, studenten in den Forschunqsme-
thoden der sozialvrissenschaften auszubilden. Dafür sind.
gute voraussetzungen geg-eben durch die enge verbindung mit der
Universität, der die Direktoren a1s Hochschullehrer angehören.
Das fnstitut ist seit seiner Gründung ein fnstitut an der trni-
versitäti es hat von 1951 bis 1966- (wie auch schon vor
1933) die Funktion eines soziologischen seminars der univer_
sität wahrgenommen. Die Forschungsarbeiten wurden in dieser
Zeit stark beeinträchtigt und in erheblichem Ausmaß erst wieder
rnit der Konstitui-erung des rnsti-tuts a'rs außeruniversitäre
Einrichtung weitergeführt. Neben der orj-entierung an der sog.
Kritischen Theorie hat das rnsti-tut dabei an sei-ne empirische
Tradition angeknüpft.

1
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Die Forschungsplanung des fnstituts ist seither auf ei.ne kumulativ
fortschreitende Bearbeitung von Schwerpunkten ausgerichtet,
an denen sich die Fragestellungen der eingeworbenen Projekte
orientieren. Folgende Themenschwerpunkte, ri.enen die einzelnen
Forschungsvorhaben zugeordnet werd.en, sinC gegenvrärtig in
Bearbeitung:

- Technologi-sche Entwicklungen, Arbeitsbedlngungen und Arbeits-
organisat j-on

Gewerkschaftsforschung und

Frauenarbeit

j-ndustri-e11e Beziehungen

Soziologie der Bildungsorgranisationen

fnsbesondere auf d.em Schwerpunkt "Gewerkschaftsfoischung,,
ist das rnstitut in den vergangenen Jahren mi-t Arbeiten her-
vorgietreten, welche der Forschung neue fmpulse gaben. Mit
einer großen empirischen Studie über dj-e Gewerkschaften in
der Bundesrepublik Deutschland, die vor a1lem die Spannung
zwischen gewerkschaftlicher Poli-tik und den Mitgliederinter-
essen untersucht, ist eine g,ewerkschaftsunabhängige, kritj_-
sche Gewerkschaftsforschung in Gang gesetzt und mit ej-ner
Reihe weiterer Untersuchung,en fortgeführt worden.

Das zweite Hauptarbeitsgebiet des fnstituts in den letzten
Jahren liegt in der Frage nach den Auswirkungen technischer
Rationalisj-erung auf den Arbeitsprozeß. Hier sind arbeits-
soziologische Untersuchungen über die Folgen des Einsatzes
elektronischer Datenverarbei-tung für die unmj-ttelbare Ar-
beitssituation ln verschiedenen Sektoren von Industrie
und Verwaltung vorgelegt worden.

lvlethodisch sind die Eorschungen in der Regel durch eine hi-
storische Perspektive gekennzeichnet, die mittels ausführLi-
chen Quellenstudiums in die Untersuchung eingebracht, wird.
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In der Anwendung komplizierter statistj-sch-standardisierter
Verfahren häIt sich das rnstitut eher zurück. Charakteristisch
für seine Arbeit ist vielmehr die Kombination quantitativer
mit qualitativen Methoden der Datenerhebung und -auswertung.
Die seit einigen Jahren zu beobachtende Renalssance qualita-
tiver Methoden in der empirischen sozialforschung knüpft zum
Teil an Arbeiten des rnstituts für sozialforschung an.

-Die Verbindungen mit der Fachwelt werd.en gepfregt; das rnsti-
tut ist zunehmend auf nati-onalen und internationalen wi-ssen-
schaftrichen Konferenzen vertreten und beteiligt sich an
Diskussionen in wissenschaftlichen Zeitschriften. Mit seiner
Bibliothek und den Materialsammrungen zu einzelnen Themen-
kreisen i-st das rnsti-tut zu einer Anlaufstelre für i-nter-
essj-erte Wissenschaftler g.eworden.

Das rnstj-tut für sozialforschung hat sich in den letzten
Jahren mit Erfolg von der Theorieüberlastung der 6oer und
frühen Toer Jahre befreit. Es betreibt heute Eorschung, die
zwar theorieorientiert ist, gleichzeitig jedoch ej-nen aus-
weisbaren Anwendungrsbezug besitzt. Das rnstitut versucht
auch weiterhi-n, einen eigenen, selbstbewußten, letztrich der
Kritischen Theorie verhafteten rnterpretationsrahmen auf-
rechtzuerhal-ten. Den überhöhten Ansprüchen an unmitterbare
politische Relevanz soziorogischer Forschung steht das rn-
stitut heute jedoch skeptisch gegenüber.

Die Expansion, die das rnstj-tut in den retzten Jahren er-
fahren hat, ist zu einem vergleichsweise hohen Teil von der
Deutschen Eorschungsgemeinschaft gefördert worden und inso-
fern unter fachgutachtl-icher Kontrol-re und Anerkennung von-
statten gegangen. Dabei sind die gründliche vorbereitung der
Projekte, die Kompetenz der Bearbeiter sowie die wissenschaft-
lich und gesellschaftspolitisch interessante Themenwahl hervor-
gehoben worden.
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III. 4. Internationales fnstitut für Empiri-sche Sozialöko-
nomie, Augsburg

Das Internationale Institut für Empirische Sozialökono-
mie (INIFES) wurde 1974 durch Martin und.Anita pfaff ge-
grüni.et. Das rnstitut hat die Rechtsform einer gemein-
nützigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der un-
ternehroenszweck besteht darin, dj_e praxis der v.Iirtschafts-
und Gesellschaftspolitik durch neue Erkenntnisse der lnter-
disziplinären Forschung zu unterstützen. fn diesem Rahmen hat
sich das Institut die Aufgabe gestelIt, .anwendungsbezogene
Grundlagenforschung im Bereich der gesellschaftlichen und öko-
nomischen Determinanten und I{irkungen des öffentlichen und
privaten Transfersystems zu betreiben und dort - aufbauend
auf den in den USA gewonnenen Erfahrungen der Gründer - die
Lück-en der deutschen Forschung schließen zu helfen.

Nach einer schnellen Expansion hatte das fnstj-tut 197g und
1 9BO ein Haushaltsvolumen von jeweils zwischen 1 ,2 und 1 ,3
Mio DM, das sich aus Zuvrendungen für die Durchführung von
Projekten verschiedener Bundesbehörden, der Stadt Auqsburg
sowie der Deutschen Forschungsgemeinschaft zusanrmensetzte.
Darin waren auch Mittel der Bundesanstalt für Arbeit nach
dem Arbeitsplatzförderungsgesetz in Höhe von rund lOO.OOO DM

bzw. 170.OOO DM enthalten. Neben den Direktoren waren am fn-
stitut etwa 20 wissenschaftliche Mitarbeiter beschäftigt.

Das wissenschaftliche Personal umfaßt vor al1em Mitarbeiter,
die im Rahmen eines interdisziplinären Studj-ums der ökonomie
an der Universität Augsburg mit Schwerpunkten in I^Ij-rtschafts-
politik, Finanzwissenschaft, Soziologie, Psychologle und Be-
trlebswirtschaftslehre ausgebildet vrurden. Mit der Universi-
tät Augsburg besteht eine enge Verbindung. fn Zusammenarbeit
mit dem Lehrstuhl ftir Volkswlrtschaftslehre, den der Direk-
tor des Instituts innehat, wurden 1979 und 19BO über die In-
stitutsvorhaben. hinaus Projekte im Zuwendungsumfang von über
2OO.OOO DM bearbeitet.
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Mit \alissenschaftlern und prak-tikern im rn- und Ausland pflegt
das rnstitut über die Teilnahme an und die Durchführung von
Seminaren, Symoosien und trrlcrkshops vielfäItige Kontakte. Eine
enge Forschungiszusanrmenarbeit besteht mit zwei internationa-
len Forschungsgesells.chaften - der Associatj_on for the study
of the Grants Economy (ASGE) und dem committee on comparative
urban Economics (ccuE) -, deren europäischen sitz TNTFES dar-
ste11t.

Nach seinern Selbstverständnj-s ist INfFES eine Forschungsein-
richtung, die angewandte Sozialforschung zur Lösung praktischer
Probleme betreibt. Es hat seine Arbeit auf zwei schwerpurrkt.
konzentriert. rm schwerpunkt "Transferökonomie" werd.en d.ie
vorwi egend auf Transferprozessen beruhenden Stru-kturen und
Beziehungen untersucht. Dabei geht es vor allem um tr{irkungs-
anal'vsen der geplanten und realisierten proqramne irn öffent-
lichen sektor. rm schwerpunk-t "vergleichende stadtökomomie
und Regi-onalforschung" stehen vor allen infrastruktur_
und wirtschaftspolitische Problemstellungen mit überregionaler
Bedeutung im Vordergrund. Auf beiden Gebieten besteht ein
großer Forschungs- und Beratungsbedarf, der zlr zeit in der
Bundesrepublik Deutschrand kaum gedeckt wird. Vor alrem
in der Transferökonomie hat das rnstitut eine wichtige For-
schungslücke aufgetan; die hier zu bearbeitenden probleme
sind von wissenschaftlicherem rnteresse und geserlschaft-
licher Relevanz.

Das rnstitut arbeitet an der Grenzlinie zwischen ökonomie
und soziarwissenschaft in engerem sinne, wobei bei TNTEES

das ökonomische Element doniniert. Interdisziplinäre Ansätze
cij-eser Art sind notwendig und fruchtbar. rnnerhalb seines
Arbei-tsgebietes, insbesondere auf dem Gebiet der Trans-
ferökonomie, hat TNTFES eine zentrale ste11ung. Neben der
theoretischen Durchdringung der sachfragen bemüht sich das
Instj-tut um detaillierte empirische Forschungi es ist bestrebt,
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die Einzelprojekte im Rahmen eines übergreifend.en Verteilungs-
modells miteinander zu verknüpfen.

Das rnstitut war 1n den ersten Jahren selnes Bestehens in
seiner Arbeit stark an Aufträgen orientiert und insofern in
höherem Maße in politj-sche Prob1emlösungen involviert, als dies
überlicherweise im wissenschaftlichen Arbei-tsverbund der Fall
ist. Daneben hat es aber eine Reihe grundsätzlicher Aktj-vitäten
gegeben, die insbesondere auf der Verbindung zur amerj-kanischen
Forschung beruhen. Durch die Zusammenarbeit, die das rnstitut
mit ausländischen wissenschaftrern pflegt, geht die interna-
tionale wissenschaftliche Entwicklung in die Forschungsarbe1ten v
von INIFES ein. Besonders hervorzuheben sind vor allem die im
Abstand von zwei Jahren stattfindenen Fachkonferenzen, mit denen
das rnstitut auch an eine breite wissenschaftl-iche-öffentlichkeit
getreten j-st.

Die Qualität der bisherigen Forschungsarbeit ist unterschied-
lich zu beurteilen. !{ährend in der Aufbauphase des fnsti-tuts
die vorgelegten untersuchungen die kritische Fachwelt nicht
immer vo1I zu überzeugen vermochten, läßt sich von den in letzter
zeLt publizierten Arbeiten feststellen, daß sie oft von hoher
wissenschaftli"cher eualität sind, ohne die probleme der praxis
aus dem Auge zu verlieren. Die positive Entwicklung des Insti-
tuts könnte durch elne Grundfinanzierung, die die Möglichkeit v
gesicherter Arbeltsverhältnisse schafft, verstärkt werden.

rrr. 5. Zentrum für umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim

Das Zentrum für umfragen, Methoden und Anarysen (zuMA) wurde am

1 . Januar 197 4 von der Deutschen Forschungsgemeinschaf t a1s e.ine
Hj-lfseinrichtung mit Sitz in Mannheim gegründet. Seine Rechtsform
wurde 1979 von der einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts in die
eines ej-ngretragenen vereins umg:ewandert. Nach der satzung hat
ZUMA die Aufgabe,
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die sozialwissenschaftliche Forschung an universitäten und
vergleichbaren Forschungseinrichtungen bei der Durchführung
von umfragen und verwandten untersuchungen zu unterstützen,
sozialwissenschaftliche untersuchungsansätze und -instru-
mente zv entwickeln und zu verbessern,

andere Disziprinen bei der Anwendung sozialwissenschaftri-
cher untersuchungsansätze beratend zu unterstützen.

Im Gegensatz zu' Porschungseinrichtungen, die eigene thematisch
bestimmte Forschungen durchführen, bietet zuMA hauptsächlich
wissenschaftliche Dienstreistungen an, dj-e auf Anfrage von und
in zusammenarbej-t mit externen Forschern wahrgenofilmen werden.
Die Definition der I'orschungsziele und die Interpretation der
Ergebnisse bleiben den einzelnen Wissenschaftlern vorbehalten.
Die Lej-stungen von zuMA erstrecken sj_ch insbesondere auf

- Beratung von Wissenschaftlern hinsj-chtlich des Forschungsan-
satzes, d.es Forschungsdesigns und der Forschungsinstrumente
bei geplanten Untersuchungen einschließlich einer HilfesteI-
lung bei den Vorarbeiten und Voruntersuchungen;

- unterstützung bei der Durchführung sorcher Forschung€D, ge-
gebenenfalls einschließlich der Erstellung von OrganisaLions-
und stichprobenpl-änen und der übernahme der empirj-schen
Erhebungen;

unterstützung und Beratung bei der maschinellen Erfassung
und Aufbereitung der Daten;

unterstützung und Beratung bei- der Auswertungi von unter-
suchungen.

um ei-ne hohe eualität diese:: Dienstl-eistuncren zu gewährrei-
sten, gehört es zu den Aufgaben von ZUI/[A auch,
- eigene Untersuchunqen insbesondere auf dem

Entv;icklung von Forschungsinstrumenten oder
keit von Forschungsplänen auszuführen.

Gebiet der
der Trag'fähig-
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Der vorstand von zuMA besteht aus dem vorsitzenden der IIit-
gliederversammlung', der den Verein nach außen und innen ver-
tritt. Zlur Führung der laufenden Geschäfte wird auf Vor-
schlag des vorsitzenden von der Mitgtiederversammlung ein
Geschäftsführender Direktor gewähIt. Für die l{ahrnehnrung der
allgemeinen Aufgaben sind vj-er leitende Wissenschaftler sowie
«iie jeweils zur Betreuung eines Vorhabens eingesetzten pro-
jektleiter zuständig. Spezifis.f,. aofgaben werden von fünf
AbteilunE:en wahrgenommen (Feldarbeit, Computer, Vercodün9,
Statistik, Datenorganisation) .

Der Wirtschaftsplan 1 98O ,"i=t ein Haushaltsvolumen von
DM 3.496.2OO aus. Davon entfallen auf Aufträge Dritter
DM 1.3O4.600. Di-e Sachbeihilfe der DFG hat sich von DM 74O.OOO

im Jahr 1974 jährlich gesteigert auf DIU 2;181 .5OO. für 198O.
Der Stellenplan sieht 26 Stellen für 19 r..,issenschaf tliche
und s.ieben nichtvrissenschaf tliche Mitarbeiter vor.

Der Schwerpunkt der Dienstleistungen liegt in der Betreuung
von Projekten, bei- denen sich die Beteiligung von ZUMA j_n der
Regel auf alle Phasen, in manchen Fällen aber auch auf abge-
grenzte Teile des Forschungsprozesses, erstreckt. Nur ej-n
Teil der Beratungsdienste von ZUMA ist mit Peldforschung ver-
bunden, und dabei handelL es sich in der Mehrheit nicht um

nat j-onaIe Que rs chni ttsunte rsuchungen .

Für Pretests und kleinere Erhebungen bei spezialpopurationen
hat zuMA eine eigene Feldabteilung aufgebaut. Ansonsten wj_rd
die Feldarbeit jedoch a1s einziger Teir der im Rahmen eines
Projektes notwendigen Arbeiten nicht von zuMA selbst durch-
geführt, sondern an privatwirtschaftlich organisierte Insti-
tute vergeben. Die Zusammenarbeit mit diesen Instituten ste11t
besondere Anforderungen u.a. hinsichtlich der Stichprobenver-
fahren, komplexer und schwieriger untersuchungrsanlaqen sowj-e
der Bereitschaft, Verfahren offenzulegen und zu modifizieren.
Angesichts des geringen Volumens an nationalen umfragen, die
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von zuMA zu betreuen sind, hat zuMA si_ch in der Anfangsphase
auf dj-e Kooperation mit zwei kommerzielren partnern GETAS
und TNFRATEST beschränkt. Dies hat nach Auskunft von zuMA
auch die Abstimmung des Qualitätsstandards und den kontinui-er-
lichen Austausch methodischer Erfahrungen erleichtert.

Am stichtag 31.8.198o waren ,.r=n"="*t rund 70 projekte abge-
schrossen; 30 projekte wurden bearbeitet; vier wei-tere waren
in vorbereitung. von den 30 in Bearbeitung befindlichen pro-
jekten wurden 17 von der DFG, acht von Bundesministerj.en und
sechs von anderen Trägern finanziert. 21 der 30 projekte waren
zur Hochschulforschung zu zählen.

Neben der Projektbearbeitung erbringt zuMA auch allgemeine
Beratungsleistung€Dr di.e von der Besprechung der Konzeption
äirr"= vorhabens bi-s zur Auswertungsberatung reichen. Die von
ZUMA durchgeführte EDV-Betreuung betrifft sowohl die allgemeine
\Erbesserung der programmausstattung wie auch die Bereitstel-
lung von Software für die EDV-Anlagen einzelner ZUMA-Klienten.
Darüber hinaus werden von ZUI'IA l{ehrthemenbefragungen durchge-
führt, bei denen die begrenzten praEenkonti-ngente mehrerer
fnteressenten zusammengeführt werden mit dem ZieLr zu vertret-
baren Kosten Daten hoher Cual-ität zv erranEen. Bisher sind
vier sorcher " zultA ornn j busse" gelauf en. Daneben hat ZUI'L\ die
Aufgabe der organisatorischen und technischen Betreuung des
Nlatlonalen Sozialen Surveys für die Bundesrepublik übernommen.
Es handelt sich dabei um ein in der Anfangsphase von der DFG
gefördertes Projekt der Datenerzeugung für Sozial-wi-ssenschaft-
ler (zu wertorientierungen, Ej-nstellungen, Mej_nungen und ver-
halten der Bevölkerung) .

Mit diesen Dienstreistungen, nach denen die Nachfrage ständig
wächst, ist die Arbei-tskapazität von zulvlA weitgehend. aus-
gelastet. Dam.it werden den eigenen Forschuncen zur Ivlethoden-
entwicklungf enqe Grenzen gesetzt. In der Grundlaqenforschunq
beschäftigt sich zu}{A nit der standardisierungi uncl Neuent-
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wicklung von l4eßin'strumenten, der Anallrse von Interviewer-
effekten und der Darstellung neuerer Datenanalvsemethod.en. -

Die Forschungsarheiten werden in der "ZuMA-Schriftenreihe,,
veröffenit:-cfrt; der Bekanntgabe von Forschungsergebnj-ssen
und Dienstleistungsangeboten dienen die "ZU}lA-Nachrichten".
A1s Beitrag zur wissenschaftl-ichen Kor.rurunikation und zur
Ausbildung führt ZUMA Arbeitstagungen und Kolloguien durch;
seit 1974 ist eine Stel1e für einen Gastprofessor in den
Haushalt aufgenommen, für weitere ausländische Gastwissen-
schaftler besteht Gelegenheit zu einem Arbeitsaufenthalt bei
ZUMA

Mit der Grüncung von zuI,LÄ- vrar rrie Absicht verfolgt.worden, di-e
Voraussetzungen für ern-pirische Forschung in Cen Soz1alvrissen-
schaften. zu verbessern unc cie kontlnuierliche und..systema_
tische Ansammlung von methocol-ogischelrr und technischen wissen
zu erleichtern- Die mi-t begrenzten Mitteln arbeitenden Einzel-
forscher und kleineren Forschergruppen, wie sie für die meisten
universitäten charakteristisch si_nd, sollten bei der Einarbei_
tung i-n jeweils optimale Forschungsstrategien und bei deren
umsetzung i-n die entsprechenden Forschungsinstrumente nicht
an technischen und finanziellen schwierigkeiten scheitern müssen,
sondern durch methodologischen sachverstand und einen eingespiel-
ten Hilfsapparat i-n der Forschungspraxj-s unterstützt werden.

Diese Erwartungen haben sich nach der Ej-nschätzung von Benutzernvon zuMA weitgehend erfül1t. rn d.en vom wissenschaftsrat ein_geholten stellungnahmen wj-rd die eualität der Arbei_ten von
zuMA gelobt und ihre Bedeutung für die wissenschaftriche Ge_
meinschaft hervorgehoben. Diese Beurteilung verbindet sich in
der Regel mit der Forderungf nach einer dauerhaften sicherung
von ZUMA.
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Mit seinen Beratungsleistungen bringt ZUIr{A die theoretischen
Konzeptionen insbesondere der an den Hochschulen betriebenen
Sozialforschung i-n Verbindung mit der Vielfalt der in der praxis
angewandten methodischen Instrumente, Eine dauerhafte Förderung
könnte ZUMA in die Lage versetzen, diese wichtige Brückenfunk-
tion aufrechtzuerhalten und zu festigen.

Auch in der unmittelbaren Methodenschulung könnten stärkere
Aktivitäten entfartet werden. Neben Ausbildungskursen für
den Forschungsnachwuchs könnte ZUMA auch Hochschullehrer aIs
Gastprofessoren bei sich aufnehmen. Die Entwicklung neuer t4e!-

thoden solIte auch weiterhin sowohl an Hochschulen wie bei
zuMA erfolgen, wobei gerade auf dj.esem Gebiet eine enge Koope-
ration angestrebt werden muß. Es läge vreder im rnteresse von
zul{A noch der Hochschulforschung, wenn die Entwicklung von Me-

thoden überwiegend bei ZUMA erfolgte,

Mi-t besonderer Aufmerksamkeit sind. die lrlirkungen zu verf o1gen,
die von zuMA auf die Beziehungen zwischen den Forschergruppen
an den Hochschulen und den kommerziellen umfrageinstituten
außerhalb der Hochschulen ausgehen. Enge Kontakte zwischen die-
sen Instituten und der Hochschulforschung sind für die Entfal-
tung der empirischen Sozialforschung von besonderer Bedeutung.
Bei der Pflege dieser Kontakte kann ZUMA nützliche Vermittlung
leisten. Einzelforscher und Eorschergruppen an den Hochschulen
verfügen in der Regel nicht über eine ausreichende Verhand-
lungsposition gegenüber kommerzielren umfrageinstituten. Häu-
fig können sie erst mit Hilfe von zuMA eine offenlegung der
verwandten Methoden und methodische Innovati-onen durchsetzen.
zuMA darf dabei jedoch keine Monopolstellungeinnehmen.

Dies j-st nach der bisherigen Erfahrung jedoch nicht der Fa1r.
Eine I'lonopolste1lung vrird zut\lA aber auch von der Größe her
nicht erreichen können. Nur ein Teil der Hoehschulforschung,
die zu Kontakten mit kommerzi-eIlen rnstituten führt, v,,ird.
von ZUIUA tretreut. fnsbesondere jene projekte, die direkt von
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der öffentlichen Hand finanziert sind, werden, von weni.gen
Ausnahmen abgesehen, unabhängig von ZtJt4A durchgef ührt. Es
sollte auch weiterhin dabei bleiben, daß die Forschungsförde-
rungsinstitutionen die vergabe von projektmitteln nicht von
der rnanspruchnahme von zuMA abhängig machen. zuI'IA seiner-
seits sorrte die zusammenarbeit mit umfrageinstituten über
GETAS und TNFRATEST hinaus auf vreitere Einrichtunqen aus-
dehnen, soweit das volumen der zu betreuenden umfragen dies
gestattet und es zu Vereinbarungen über die zv stellend.en
Anforderungen zwischen ZUIT4A und zusätzIlchen kommerziellen
fnstituten kommt.

Bei der Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen kommerziellen
rnstituten, zuMA und den jeweilig dj.e Dienste von zuMA nut-
zenden Forschern, j-st auch weiterhin darauf zu achten, daß
diese an allen Phasen des Forschungsprozesses beteiliqt wer-
den. Dies gilt auch für die von den kommerziellen fnstituten
durchgeführte Feldarbeit und die Fragebogenkonstruktion. Nur
so kann die Verbindung der Hochschulforschung mit der tletho-
denpraxis weiter ausgebaut werden.
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B. Empfehlungen

B. I. Zur Förderung der empirischen Sozialforschung

I. 1. Allgemeine Gesichtspunkte

a) Erhaltung und Verbesserung der Forschung

Aus dem Zusammenhang zwischen technologischer Entwicklung,
ökonomischen, sozlalen und kulturellen Veränderungen und po-
litj-schen Entscheidungen erwachsen Schwierigkeiten, die die in-
tensive Beobachtung und Analyse gesellschaftlicher Erscheinungen
sowie die wissenschaftlj-che Vorbereitung und Erfolgskontrolle
politischer Entscheidungen notwendig machen. Für diese Aufgaben
sind geeignete porschungskapazitäten zu erhalten und weiter-
zuentwickel_n

Eörderungsmaßnahmen können nur erforgreich sein, \,renn sie sich
von einem kurzfristigen Bedarfsgesichtspunkt Iösen und auf ej-ne
langfristige Beleb..ung der Sozialforschung j-nsgesamt hinwirken.
Auch die Sozialwissenschaft benöti-gt zwj-schen Grundlagenforschung
und angewandter Forschung eine wechselbeziehung gegenseitiger
Anregung. Das starke rnteresse an prakti_sch unmittelbar ver-
wertbaren Forschungsergebnissen hat hier aber zu einer ver-
nachl-ässigung der Grundlagenforschung geführt; die Ergebnis-
erwartungen der Auftraggeber setzen den projekten zwangsläu-
fig einen Finanzrahmen, d.er die Bearbeitung von übergreifenden
Zusammenhängen und die Entwickrung neuer theoretischer Kon-
zeptj-onen, oft auch methodischer rnstrumente, nur schwer oder
gar nicht zuläßt. Die Erschließung künftiger Forschungsge-
biete und die Zusammenstellung größerer r.orschung,sprogframme
wird auf diese weise behindert. Daher müssen d.ie voraus-
setzungen dafür geschaffen werden, daß die sozialforschung,
unabhängig von der projektvergabe, i-hre Forschungsqualität
(Methoden, Theorien, Kooperation) kontinuierlich weiterent-
wickeln und die Erschließung und Bearbeitung wichtiger Themen-
bereiche Iängerfristig planen und verfolgen kann.
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Dabei kommt es darauf är, der Sozialforschung ein hohes Maß

an Autonomie zu belassen. Die gegenwärtige Praxj-s der staat-
lichen Förderung empirischer Sozialforschung hat zur Fo1ge,
daß die Forschungsaktivitäten stark von den Vorgaben der Auf-
traggeber thematisch geprägt werden. Dies kann zu Einseitig-
keiten führen, dj-e sich eher vermeiden lassen, wenn die pör-
derungsmaßnahmen vorrangig qualifizi-erten Forschern und 1ei-
stungsfähigen Forschungseinrichtungen gelten, dj-e sich selbst
ihre Themen wählen.

b) Erhaltung und Ausbau d.er Infrastruktur

Für die Theoriebildung in der sozialforschung, für die Dau-
erbeobachtung gesellschaftlicher Erscheinungen und für den
Aufbau einer leistungsfähigen Sozialberichterstattung ist ein
umfassender und laufend zu ergänzender Bestand an empirischen
Daten notwendj-g; Erhebung, Pflege und Bereitstellung solcher
Daten greifen in der Regel über einzelne Forschungsgebiete und
Disziplinen hinweg. Um Sozj-alforschung erfolgreich betieiben
zu können, müssen neben empirischen Daten auch laufende pro-
jekte und Forschungsergebnisse (Publikationen usv/. ) dokumentier!
werd.en. Sch1ieß1ich müssen technische Hilfsmittel für die Daten-
verarbeitung bereitgestellt und die Anwendung in guantj-tativer
oder qualitativer Hinsicht anspruchsvoller Methoden unterstützt
werden

Um die Deckung dieses Infrastrukturbedarfs zu gewährleisten,
sollten soweit notwendig auch zentrale Dienstleistungseinrich-
tungen aufgebaut und mit den schon bestehenden koordiniert wer-
den. Für die Datendokumentation und Methodenentwicklung könnten
sich weitere Überlegungen auf die Vorarbeit der DFG-Senats-
kommission für Empirische Sozialforschung stützen, auf deren
Initiative ein Modell für ein sozialwissenschaftliches Daten-
service-System entwickelt worden ist. in diesem Zusamrnenhang

ist auch das geplante Fachinformationszentrum Sozialwlssen-
schaft mit seinen auf Projekte und Publikationen bezogenen Do-
kumentationsfunktionen zu sehen.
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Bei der Institutionalisierung solcher rnfrastruktureinrlch-
tungen ist allerdings dafür sorge zu tragen, daß ein enger
Kontakt mit dem Benutzer erhalten bleibt. Für Dokumentation
und Archivierung sind Formen zu finden, die sicherstellen,
daß die Forschungsergebnisse und - soweit rechtlich mög1ich
auch die Datensätze arlen rnteressenten für weltere wls-
senschaftliche Zwecke zugänglich breiben. Die Anwendung tech-
nischer Hilfsmi-tte1 darf nicht von der Theoriebildung abge-
trennt werden; besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen-
hang auch der irleiterentwicklung der methodologischen Grund-
lagenforschung zu.

c) Verbesserte Ausbildung des wj-ssenschaftlj-chen Nachwuchses

Ei-ne vorrangige Aufgabe besteht in der Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses in den verschiedenen Methoden und
rnstrumenten, wj-e sie vor arlem in der angewandten sozi-aIfor-
schung geübt werden. Anspruchsvolle Methoden können bj-sher in
aller Regel bej- der Grundausbildung in den Hochschulen nicht
erlernt werden. Es sind daher gemeinsame Anstrengungen der
inner- wie der außeruniversitären sozj-alforschung notwendig,
um dem wissenschaftlichen Nachwuchs Kenntnisse der vierfä1-
tigen rnstrumentarien zu vermittern, einen überblick über die
verschiedenen sich gegenseltig beeinflussenden phasen der Be-
arbeitung eines empirischen Porschungsvorhabens zu ermöglichen
und so eine segmentierung einzelner Funktionen im Forschungs-
prozeß zu vermeiden. um die Verbindung mj_t der Forschungs-
praxi-s zu verbessern, könnten Praxisphasen in den Ausbildungs-
gang der Hochschulen eingeführt und Qualifikationsstell-en an
solchen Einrichtungen geschaffen werd.en, die methodenintensive
Forschungsarbeiten durchführen. An diesen Einrichtungen könnten
Trainingsmöglichkeiten für den wissenschaftlichen Nachwuchs
entwickelt werden. Erfahrene Forscher aus außeruniversitären
rnstituten könnten auch stärker i-n die Hochschullehre ei-nbe-
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zogen werden. Ein derartiges AustauschverhäItni-s empfiehlt
sich a1s ein l,üegr ür Lehre und Forschung in der empirischen
Sozialwissenschaft stärker zuei-nanderzuführen.

d) Intensivierung der interdisziplinären Zusammenarbeit und
der Forschung auf Randgebj-eten

Die empirische Sozialforschung j-st - wie andere Fächer auch
für vj-el-e ihrer Vorhaben auf interdiszj-plinäre Kooperation
angewiesen. Sie kann selbst ei-nqrwichtigen Beitrag für andere
Eächer leisten. So hat die Sozialforschung zum Beispiel einer-
seits die psychologische Grundlagenforschung systematisch zrl
berücksichtigeni andererseits bedarf die Psychologie der sozial-
wissenschaftlichen Forschung, beispiersweise wenn es um die
Wechselwirkung von Persönlichkeitsentwicklung, Erziehurlg, ge-
sellschaftlichen Strukturen und Normen qreht. Die fächerüber-
grei-fenden Bezüge sollten intensiviert werden. Dazu empfiehlt
sich der verstärkte Austausch wissenschaftlichen Personals mit
Forschungseinrichtungen anderer Fächer.

Auch innerhalb der empirischen Sozialforschung im engeren Sinne
wäre eine größere Fluktuation zwischen verschiedenen Forschungs-
einrichtungen, auch zwischen der Universität und außeruniver-
sitären Instituten, von Nutzen. Durch die vermehrte Förd.erung
der empirisch-analytisch verfahrenden Sozial-wissenschaft so11-
ten zugleich die Beziehungen mit anderen - stärker theoretisch
orientierten - Ansätzen gepflegt und mögrliche verbindungen am

Beispiel konkreter Forschungsarbeiten erörtert werden.

Der Austausch zwischen den Fachdisziplinen kann dazu. beitraqen,
daß die einzelnen Forscher auf verschiedenen Gebieten wissen-
schaftliche Kompetenz erlangen und die Entwicklung neuer Frage-
stellungen und Forschungsansätze vorantreiben. Besondere
Förderung verdienen Forschungen auf r,rlssenschaftlichen Rand-
gebiet.en, von denen für verschiedene Disziplinen anregende
und weiterführende Ergebnisse erwartet werden können.
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e) rntensivi-erung des Kontakts zwischen Forschung und
Praxis

Für die anwendungsbezogene sozialforschung kommt dem ver-
hältnis zur sozialen Praxis besondere Bedeutung zv. sovrohl
dle Anschauungen der Inlissenschaftler von d.er Tragfählgkeit
und vervrendung ihrer Forschungsergebnisse in der praxis wie
auch die vorstellungen und Vorbehalte der praktiker gegen-
über der wissenschaft könnten durch Kontakt und Austausch
geklärt und korrigiert werden. Es sollte überregt werden,
welche Möglichkeiten dazu eröffieet oder weiterentwickelt
werden könntenl ) .

r. 2. Förderung innerhalb und außerhalb der l{ochschulen

a) Zur institutionellen Zuordnung

rm folgenden werden einzelne Maßnahmen zur Förderung der
empirischen sozialforschung vorgeschlagen. Dabei sind die
institutionelren Rahmenbedingungen zu berückslchtigen, an
denen sich die Förderungsmaßnahmen zu orientj-eren haben. Es
muß überlegt werden, ob die empirische sozialforschung stär-
ker innerharb der tlochschulen oder besser an außeruniversi-
tären Einrichtungen stattfinden so1l.

Außerhalb der Hochschuren bestehen unter den gegenwärtigen
Rahmenbedingungen u.a.

- bessere Möglichkeiten, Forschungskapazitäten von einer
notwendigen l"lindestgröße aufzubauen und auf längere zej-t"
bereitzuhalten ,

1) vgI. den vorschlag im Grauen pran der DFG, den "verwen-
dungszusammenhangr sozlalwissenschaftlicher Erkenntnisse"
zu verdeutlichen und zu analysieren (AufgaLren und Finan-
zierung Vf, 1979 1982, S. 44).
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größere Elastizität bei der Einstellung von Personal und
dessen Verwendung,

größere Selbständigkeit in der Verwendung der Mittel und
j.n der Verwaltungstätigkeit,

keine hauptamtlichen Lehr- und Prtifungsaufgaben,

bessere Bedingungen für interdisziplinäre Forschung und Team-

bildung,

geringere Gefahr der fsolierung von Problemen der praxis,

günstigere Voraussetzungen für die Entwicklung kontinuier-
licher Forschungsarbeit auf bestimmten Gebieten.

rnnerhalb der Hochschulen faIlen demgegenüber ins Gewicht u.a.

unmittelbare Verbindung mit Lehre und Ausbildung,

unmittelbare Möglichkeit der Nachwuchs- und Mitar-
beitergewinnung,

geringere Gefahr der Isolierung vom akademischen Karriere system,

Verbindung mi-t der Grundlagenforschung,

größere institutionelle Unabhängigkeit von den Interessen
und Einflüssen von Auftraggebern.

Aus übergreordneten wissenschaftspolitischen Gesicht,spunkten,
vor al1em im fnteresse einer qualitati-ven Stärkung der em-
pirischen Sozialforschung auf längere Sicht, ist der Inlissen-
schaftsrat der Auffassung, daß sie einen gesicherten Platz
in den Hochschulen haben sollte. Dazu wäre es allerdings not-
wendig, daß sich an den Hochschulen wesentliche der für die
empirische Forschungsarbeit förderlichen Bedingungen entwickeln
Iassen, die gegenwärtig an außeruniversitären Einrichtungen
in der Regel besser erfüIlt sind. Dies dürfte kaum kurzfristig
möglich sein, sondern kann nur auf längere Sicht erwartet $rer-
den. Für die nächsten Jahre wird jedenfalls noch von den ge-
gebenen institutionellen Zuordnungen auszugehen sein.
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Dies schließt nicht aus, für einzelne Gebiete bereits heute
zu dem Ergebnis zu kommen, daß wissenschaftliche Aufgaben,
die bislang außerhalb der universltäten wahrgenommen werd.en,
in die Hochschulen integriert werd.en solrten. so ha! der
wissenschaftsrat von der Bedeutung und der eualität der rechts_
soziol0gischen Forschungen der sozialwissenschaftlichen
Forschungsgruppe am Max-planck-rnstitut für ausländisches
und internationales privatrecht in Hamburg einen guten Ein_
druck gewonnen und würde es sehr begrüßen, wenn d.ie Gruppe
diese Arbeiten 'innerhalb einer universität weiterführen könnte.

Die folgenden Empfehlungen gehen von der Iängerfristigen
Zlelsetzung aus, beziehen sich jedoch in erster Linie auf
die im Rahmen der kurz- und mittelfristig gegebenen Möglich-
keiten zu ergreifenden Maßnahmen. wesentlich wird sein,daß das
Forschungspotential unabhängig von seiner institutionellen zuord-
nung erhalten bleibt und im notr,'rendigen umfang gefördert wird.

b) Forschung in den Hochschulen

Zur Lage und zur stärkung der Forschung in den Ilochschulen
hat sich der wj-ssenschaftsrat zuletzt.im Juli lgTg geäußert.
Im Fa1le der Sozialforschung bedarf es besonderer Anstrengungen,
um die für die Forschung innerhalb der llochschulen vorhand.enen
Bedingungen zu verbessern.

I,lie für andere Disziplinen auch, kommt es für die empirische
sozialforschung darauf ärlr daß an den universitäten die vor-
aussetzungen für kontinuierli-che Forschung geschaffen werden.
Dortr wo Initiative und eualifikation gegeben sind, sollten
Forschungsmittel zur Verfügung gestellt und zu einem inte-
grierten Bestandteil der Etats werden können.

Es empfiehlt sich, Stellen nur für Forschungsaufgaben einzurich-
ten, damit auf ihrem Gebiet bewanderte und in der Anwendung unter-
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schiedlicher Methoden erfahrene Wissenschaftler ( "Senior Resear-
chers") auf längere Zeit in der Hochschulforschung mitarbeiten
und sich auch grund§ätzlicheren I'ragestellungen zuwenden kön-
nen. Dabei ist allerdings auf die Gefahr einer "Verkrustung" der
Forschung ,, ..ht".r; wünschenswert erscheint eine Ausstattung
mit Forscherstellen, die in Einzelfällen über den Zeitraum
von fünf Jahren hinaus auf etwa acht bis zehn Jahre besetzt
werden können.

c) Porschung außerhalb der Hochschulen

Da es darum gehen muß, das vorhandene Forschungspotential
zu pflegen, kommt es darauf an, kurz- und mittelfristig die
in den nichtkommerziellen außeruniversitären fnstituten ent-
standene arbeitsfähige Forschung zv erhal-ten. sofern sich
ein Ungleichgewj-cht zwischen der außeruniversitären Porschung
und der Hochschulforschung entwickelt hat, darf es jedoch nicht
noch weiter vergrößert werden; vj-elmehr sollten parallel l.Iaßnah-
men zur Iängerfristigen Etablierung der Forschung an den Hoch-
schulen ergriffen werd.en. Nur so 1äßt sich auch verrneJ-den, daß
eine Abwanderung' von den Universitäten einsetzt.

In den letzten Jahren sind bei den Instituten Ansätze zv
einer verstärkten Institutionalisierung, einer besseren Ab-
stimmung auf den internationalen Porschungsstand, der be-
wußteren Sicherung von Datenbeständen und ihrer Nutzbarma-
chung für die Theoriebildung der disziplin insgesamt zu beob-
achten gewesen. Es handelt sich hierbei um Daueraufgaben, dj-e
sich mj-t der zunehmenden Professionafisierung des Faches

einstellen und es erforderlich machen, Forschungskapazitäten
vom unmittelbaren Projektdruck freizusetzenr urn die Verdich-
tung des Diskussions- und Kritikzusammenhangs der Disziplin
weiterzutrelben und daran z! partizipieren. Die Institute
haben sj-ch j-n der Regel - auch bedingt durch ihre Nähe zur
Unj-versität - an der Theoriebildung und Methodenentwicklung
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des Fachs trotz aller Schwierigkeiten zu beteiligen versucht.
Es sollte verhindert werden, daß sie aus finanziellen Gründen
zu Ej-nrichtungen für "Dienstleistungsforschung" für rnstitu-
tionen im politischen Raum werden. Gerade auch solche nutzungs-
orientierte Forschung bedarf der Verbindung und des Austauschs
mit der Grundlagenforschungt sie vom größeren Theoriezusammen-
hang abzukoppern, kann auch nj-cht im rnteresse der öffent-
lj-chen Auftraggeber liegen.

Die Fähigkeit zu theoretischer und methodischer Innovatlon
sowj-e der längerfrj-stige Zusammenhalt eines Forschungspro-
gramms sind von einer ausreichenden Verweilzeit der Wissen-
schaftler in der ,Forschung abhängig. Zu stärkerer Kontinui-
tät des Personals kann eine längerfristige Finanzierung bei-
tragen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, leistungsfähige außeruni-
versitäre Sozialforschungsinstitute so zu fördern, daß so-
wohl die Grundlagenforschung belebt a1s auch die Deckung
des öffentlichen Bedarfs an nutzungsorientierter Forschung
garantiert wird, solange und soweit die Hochschulforschung
dazu nj-cht in der Lage ist. Die Förderung' solI es den Ein-
richtungen ermöglichen, eigenständige Programme zu entwickeln,
umfassendere Forschungsprojekte zu bearbeiten und größere
Gebiete zu erschließen; sie soIlte auchr h/o dies sinnvoll er-
scheint t Zo einer Verbesserung der Infrastruktur eingesetzt
werden können.

Dabei ist besonders darauf zu achten, daß die Förderungr auf
die Zusammenarbeit der Institute mit der Hochschulforschung
hj-nwirkt. Auch im Hinblick darauf sollten die Förderungs-
maßnahmen in Abständen von wenigen Jahren überprüft werden.
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B. fr- Zur Förderung der einzelnen sozialforschungsinstitute

fI. 1 . Grundsätze

Es erschei-nt empfehlenswert, die Leistungsfähigkei-t der ge-
nannten fünf außeruniversitären sozialforschungsei_nri-chtun_
gen zu erhalten und ihre wissenschaftlichen Arbeitsmög1ich_
keiten zu verbessern. Dazu ist eine dauerhafte Finanzierung
erforderlich- si-e sorJ-te sich für zuMA auf den umfang der
bisherigen sachbei-hilfe der DFG und bei den anderen rnstitu-
ten auf einen Grundbetrag in Höhe von 40 bis 60 g ihres gegen-
wärtigen Haushaltsvolumens erstrecken. Die dafür notwendigen
zuwendungen würden sich nach dem stand von lggo bei zuMA auf
2,2 liLo Dt(, bei den anderen Einri-chtungen jeweils auf einen
Betrag zwischen o16 Mio DM und 1 15 Mio DM beraufen;

Für eine sor-che Förderung sind Formen anzustreben, die

- so weit wie möqrich die Autonomie der wissenschaftrichen
Arbeit der fnstj_tute gewährleisten und stärken;
die Känkurrenz zwischen den rnsti-tuten aufrechterhalten
und eine verarmung der Forschung durch übertriebene Koordi_
nation bzw. Arbeitsteilung ausschlj_eßen;

i-n verbindung mi-t dem Anwendungsbezug di-e Grundlagenfor-
schung stärken;

die Nähe zur Universität betonen und festigen;
- positive Auswirkungen auf di_e sozialforschung in den Hoch_

schul-en haben;

- Leistung'en auch für die wissenschaftliche Ausbi-rdung
erbringen;

- die Konzentration auf wissenschaftliche Forschungsaufg,aben
und Freiheit von Bindungen an politi-sche standpunkte graran-
tleren;
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eine permanente Qualitätskontrolle sicherstellen;
die geringstmögriche Bürokratisierung mit sich. bringen;

auch für weitere verglei-chbare Einrlchtungen geeignet
sind;

keine Dauerlösungen etablieren, sondern eine Beendigung
der Förderung ermög1ichen.

II. 2. Mögliche Organisationsformen

Für eine staatliche Förderung d.er Sozialforschungsinstitute
kommen sowohl eine Finanzierung nur durch das jeweilige sitz-
land al-s auch ej-ne gemeinsame Bund-Länder-Förderung nach
Artikel 91b G.G in Betracht.

a) Finanzierung durch die Sitzländer

Die - mit Ausnahme von zuluA relativ geringe Höhe der
erforderlichen Zuwendungen legt es nahe, die Institute im
jevreiligen Landeshaushalt zo etat.isieren. Eine solche Lö-
sung böte am ehesten die Chance, daß außeruniversitäre So-

^\ zialforschung und sozialwissenschaftliche Hochschulforschung
nicht weiter auseinander-, sondern wieder zusammenwachsen.

b) Gemeinsame Förderung durch Bund und Länder

Die gemeinsame Förderung der Forschung durch Bund und Länder
nach Artikel 91 b des Grundgesetzes ist in der "Rahmenverein-
barung Forschungsförderung" geregelt. Danach kommen für eine
Pinanzierung der Sozialforschungseinrichtungen mehrere Mög-

Ii-chkeiten in Betracht:
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(1) Für eine Förderung als Einrichtung mit Servicefunktion für
die Porschung kommt das Zentrum für Umfragen, Methoden und Ana-
lysen in Frage. Der Zuwendungsbedarf für ZUMA überschreitet
bei weitem den für eine solche Förderung erforderlichen Min-
destbetrag von 1,2 Millionen DM.

(2) Einer Förderung der anderen vier Institute a1s selbständige
Forschungseinrichtungen steht die dafür erforderliche Mindest-
förderungssumme von 1rB Mi1lj-onen DM entgegen. Insofern wird
eine institutionelle Grundfinanzierung für die einzelnen In-
stitute durch die Bund-Länder-Vereinbarung ausgeschlossen.

(3) Eine Behandlung der vier Institute als eine einzige selb:
ständige Forschungseinrichtung, die die Fusi-on dieser fnsti-
tute vorausseLzen würde, ist nicht zu empfehlen, weil sie die
rechtliche Selbständigkeit und die eigenverantwortliche Por-
schung der Institute, insbesondere aber den wünschenswerten
Wettbewerb und die freie Ej-nwerbung von Aufträgen einschrän-
ken würde.

(4) Die einzige verbleibende Möglichkeit elner institutionel-
1en Förderung der vier fnstitute nach den Bund-Länder-Verein-
barungen ist eine Eörderung über eine gegebenenfalls zu grün-
dende "Trägerorganisation von Forschungseinrichtungen", die
auf die Pörderungsziele und Organisationsstrukturen der vier
Institute besonders zugeschnitten und auch offen wäre für
die Aufnahme weiterer vergleichbarer Einrichtungen. Die Trä-
gerorganisation hätte die Aufgabe, die Zuwendungen an die
Institute weiterzuleiten und gegebenenfalls zentral erfüIl-
bare Gemeinschaftsaufgaben (2.8. technische und wissenschaft-
Iiche Dienste, Serviceleistungen nach außen) zu übernehmen.
Dies würde einen nicht unerheblichen administrativen Aufwand
erfordern. Darüber hinaus könnte die Aufgabe der Trägerdr-
ganisation darin bestehen, daß sie die Forschungsorientierung
der Institute in einem koordinierten Gesamtkonzept zu defi-
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nieren hätte. Dabei wäre allerdings zu befürchten, daß durch
die zur Wahrnehmung dieser Funktion zu entwickelnden Entschei-
dungsmechanismen Selbstäadigkeit und eigenverantwortliche I'or-
schung der Institute in Erage gestellt würden. Der Vlissen-
schaftsrat rät daher davon ab, diese Möglichkeit zu verwirk-
lichen.

Es wäre auch denkbar, die.Instj-tute in die einzige derzeit
bestehende Trägerorganisation für sozialwissenschaftliche
Forschung, das wissenschaftszentrum Berlin (wzB), einzuord-
nen. Dies erschiene jedoch von struktur und Zielsetzung des
V'IZB her nicht als eine sinnvolle Lösung.

II. 3. Förderungsempfehlungen für die einzelnen Einrichtungen

Der wissenschaftsrat kommt unter Abwägung der dargelegten
Grundsätze zu den folgenden Empfehlungen.

a) Förderung des Zentrums für urnfraEen, I,Iethoden und Ana-
lysen durch Bund und Länder (',Blaue Lj_ste,')

Das Zentrum für umfragien, Methoden und Analysen (zuMA) unter_
stützt die empiri-sche soziatforschung in der Bundesrepublik
Deutschland, insbesondere auch die an d.en Hochschulen betrle-
bene Forschung, durch methodotogischen Sachverstand und ej-nen
eingespi-elten Hilfsapparat in der r.orschungspraxis. Es trägt
damit wesentlich dazu bei-, die voraussetzungen für empiri-
sche Forschung in den sozi-alwissenschaften zu verbessern. Es
kommt darauf an, die Leistungsfähigkeit von zut{A zu sichern.
Der wissenschaftsrat empfiehlt daher die dauerhafte und ver-
stärkte Förderung von zuMA a1s einerserviceeinrichtung für
die Forschung.
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wegen der Bedeutung der Funktionen, die von zuMA wahrqenom-
men werd.en, erscheint es ratsam, daß nicht nur seine laufen-
de Arbeit der begreitenden Bewertung durch einen Bej-rat un-
terliegt, sondern daß auch dj.e Entwlcklung seiner Aufgaben
und seiner Bezi-ehungen ztJr Hochschulforschung regelmäßig be-
gutachtet wird. Dabei wird auch zu prüfen sein, ob der Bera-
tungsbedarf, der zur Gründung von ZUMA geführt hatr-fortbesteht
und ob die Rol1e, die zuMA zwlschen den Forschergruppen und
den umfragei-nstituten spielt, nicht zu einer Monopolstellung
führt. Die eigenen rnterviewerstäbe von zuMA sollten auf
kleinere Erhebungen beschränkt bleiben.

Die Einrichtung erfüllt die voraussetzungen für die gernein-
s ame Bund-Länder-Förderung

Es handelt sich um eine Einrichtung mit servj-cefunktion
für die Forschung.

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungs-
summe von 112 Mio DIr{.

Die überregionale Bedeutung der Einrichtung und das ge-
samtstaatliche wj-ssenschaftspolitische rnteresse an ihrer
Förderung sind zu bejahen.

Der tr^Iissenschaftsrat empfiehlt daher mit den genannten Maß-
gaben die Aufnahme des Zentrums für umfragen, Irtethoden und.
Analysen in die gemeinsame Förderung durch Bund und Länder.

b) Förderung der anderen Einrichtungen durch die sitzränder

Das rnstitut für sozial-forschung j_n Frankfurt, das soziolo-
gische Porschungsinstitut Göttingen und das rnstitut für
soziarwi-ssenschaftriche Eorschung in r4ünchen zähren zu den
bedeutenden außeruniversitären sozlalwissenschaftlichen For-
schungseinrichtunglen in der Bundesrepublik Deutschland. sie
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haben vor arlem auf dem Gebiet der rndustriesoziologie wich-
tige Forschungsarbeiten vorgelegt und die wlssenschaftriche
Diskussion mitbestimmt. Während diese drei Einrichtungen
als im engeren Sinne sozialwissenschaftliche Institute zv
verstehen sind, dj-e sich auch ökonomischen Fragestellungen
zugewandt haben, handelt es sich be.i INIFES um ein klei-neres
Institut,, das, stärker wirtschaftswissenschaftlich orientiert,
mit Arbei-ten an der interessanten Grenzlinie zwischen ökono-
mie und'Soziologie, vor aIlem auf dem Gebiet der Transfer-
ökonomie, hervorgetreten lst.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt die dauerhafte Finan-
zi-erung einer Grundausstattung dieser vier rnstitute. Nach
Prüfung der verschj-edenen organisationsformen spricht sich
der Wissenschaftsrat dafür aus, daß dle erforderlichen Zuwen-
dungen in Anbetracht ihrer relativ geringen Höhe durch das
jerveilige sitzrand zur Verfügung gesteltt werden. Diese Lösung
hätte den vorteil, daß das vom Land finanzierte rnstitut ent-
weder aIs ein fnstitut an einer l:Iochschule oder aber mit einer

in der Satzung zu verankernden - engen Bindung an eine
benachbarte Hochschule gefördert werden könnte.

Der Umfang der erforderlichen Grundfi-nanzierung wird im
einzelnen zwischen den Instituten und den jeweiligen Zuwen-
dungsgebern im Hinblick auf die im Sinne der genannten Ziele
notwendigen Funktionen festzulegen sein. Dabei sollte davon
ausgegangen werden, daß für die Institute die Förderung nach
den Vorstellungen des Wissenschaftsrates jeweils zwischen 40

und 6O % des gegenwärtir;en Haushaltsvolumens ausmachen rnüßte. 1

Dies würde ungefähr dem in der Vergangenheit, zum Tej-I in
zurückliegenden Jahren, gegebenen Umfang der auftragsunab-

1 ) Auf die institutionelle Grundfinanzierung sollten
stungen für die Infrastruktur angerechnet werden,
sie bisher schon dem jeweiligen Institut dauerhaft
der,n Landeshaushalt zugute kommen (2.8. C4-Stellen
ehrenamtliche Institutsleiter) .

Lei-
soweit

aus
für
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hängigen Förderung entsprechen, di-e diesen Instituten unge-
sichert und befristet zugekommen ist.

Die Förderung soll die fnstitute in die Lage versetzen, frei
vom unmittelbaren Projektdruck bei der Bearbeitung von Aufträ-
gen Drj-tter ein eigrenständiges Forschungsprogralnm zrt entwik-
keln, ein umfassenderes Forschungsprojekt auch in der Grund-
lagenforschung zu bearbeiten und ein größeres Forschungsgebiet
zu erschließen;. die Förderung müßte auch, vro dies notv.'endig

erscheint, zu einer Verbesserung der Infrastruktur eingesetzt.
vrerden können. Beim Übergang zu der dauerhaften Finanzierung \

ist auch darauf zu-achten, daß in den Satzunqien und anderen v

Rechtsgrundlagen klar geregelt ist, wer die Verantwortung für
die wissenschaft'l.iche Arbeit trägt. Die Förderung sollte auf
eine enge Verbindung des jeweiligen fnstj-tuts mit den Hoch-

schulen, insbesondere mit der benachbarten Universj-tät, so-
wie auf einen starken Beitrag zur Ausbildung des Forschungs-
nachwuchses hinwirken. Die Entwicklung der Beziehungen der
Institute mit der Hochschulforschung bedarf der regelmäßigen
überprüfungi die begleit,ende Bewertung der wissenschaftlichen
Arbeit sollte jeweils durch einen unabhängigen Beirat erfol-
g€nr in dem unterschiedliche wissenschaftliche Positionen
angemessen vertreten sein sollten.

Der Wissenschaftsrat ist in seiner Beurteilung der Sozial-
forschungsinstitute zu dem Ergebnis gekommen, daß die For-

schungskapazitäten, die sich dort entwickelt haben, erhal-
ten werden sollten. Die Empfehlungen zielen darauf ab, durch

eine abgesicherte Grundfinanzierung für diese Institute nicht
nur den öffentlichen Bedarf an nutzungsorientierter Forschung

zu decken, sondern vor allem auch die Grundlagenforschung zlJ

beleben. Davon 1äßt sich ein wichtiger Beitrag zur Stärkung

der empirischen Sozialforschung sowohl außerhalb wie innerhalb
der Hochschulen erwarten.


